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Beratungsfolge Termin Status

Stadtrat 29.04.2026 öffentlich
Entscheidung
 

Hauptausschuss 20.05.2026 öffentlich
Vorberatung
 

Stadtrat 27.05.2026 öffentlich
Entscheidung
 

 
Betreff: Antrag der AfD-Stadtratsfraktion zur Erstellung und Ausreichung einer 

Handreichung mit inkludiertem Prüfschema zur Feststellung einer 
Hinderung an der Beratung und Entscheidung (Mitwirkungsverbot) gemäß 
§ 33 KVG LSA

 
 
Beschlussvorschlag:
 

1. Die Stadtverwaltung prüft oder lässt die in der Anlage 1 befindliche Handreichung für
die Fraktionsgeschäftsstellen des Magdeburger Stadtrates auf Eignung zur
Feststellung der Hinderung an der Beratung und Entscheidung von Angelegenheiten
unter dem Gesichtspunkt der Eignung als Handreichung für die Stadträte in der Stadt
Halle (Saale) prüfen. Sollten Änderung und/oder Ergänzungen notwendig sein
werden diese durch die Verwaltung veranlasst.

2. Auf dieser Grundlage wird eine Handreichung erstellt, die Ehrenamtler in die Lage
versetzt, eine Prüfung vorzunehmen, ob die Annahme gerechtfertigt ist, selbst nach
den Vorschriften des § 33 Abs. 1 und 2 KVG LSA an der Beratung und Entscheidung
in einer Angelegenheit gehindert (Mitwirkungsverbot) zu sein.

3. In dieser Handreichung wird gezielt darauf hingewiesen, dass Ehrenamtler gemäß §
33 Abs. 4 KVG LSA verpflichtet unaufgefordert eine mögliches Mitwirkungsverbot bei
der zuständigen Stelle anzuzeigen und den Beratungsraum zu verlassen.

4. Die Handreichung wird nach ihrer Fertigstellung umgehend den gewählten Stadträten
der VIII. Wahlperiode und eventuellen Nachrückern in geeigneter Form gereicht.

5. In zukünftigen konstituierenden Sitzungen zum Beginn neuer Wahlperioden des
Stadtrates werden diese Handreichungen in geeigneter Form den Mandatsträgern
zugänglich gemacht bzw. gereicht.

 
gez. A. Raue
Fraktionsvorsitzender AfD-Stadtratsfraktion

TOP:
Vorlagen-Nummer: VIII/2026/02560
Datum: 08.04.2026
Bezug-Nummer.
PSP-Element/ Sachkonto:
Verfasser:
Plandatum:



Begründung:
 
Aufgrund § 33 Abs. 4 KVG LSA ist jeder Ehrenamtler, der annehmen muss, nach den
Vorschriften der Absätze 1 und 2 an der Beratung und Entscheidung einer Angelegenheit
gehindert zu sein, verpflichtet dies unaufgefordert der zuständigen Stelle vorher anzuzeigen
und den Beratungsraum zu verlassen.
 
Dazu allerdings muss er sich dessen bewusst sein bzw. eine Möglichkeit haben selbst eine
entsprechende Prüfung vorzunehmen.
 
In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass es hier große Unsicherheiten gibt, wie eine
derartige Prüfung vorzunehmen ist und wie bestimmte Begriffe definiert sind.
 
Den Geschäftsstellen des Stadtrates in Magdeburg, der denselben Vorschriften des KVG
LSA unterliegt, wurde hier zur Hilfestellung eine Handreichung übergeben.
 
Ziel des Antrages ist es Selbiges auch als Standard in Halle zu etablieren.
 
Dadurch wird eine größere Sicherheit zur Klärung der Frage des Mitwirkungsverbotes
geschaffen, Grenzfälle können frühzeitig angezeigt und geprüft, sowie mögliche Verstöße
gegen das Mitwirkungsverbot mit den daraus resultierenden Rechtsfolgen eingedämmt
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 




